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Ein «Feriengast» hält die
Diplomatie aufTrab

Geschichte Am11.März sind es 50 Jahre her, seit die Tochter Stalins inGenf eintraf.
Und der Schweizmitten imKalten Krieg sechs hektischeWochen bescherte.

Balz Bruppacher

Damit hatte niemandgerechnet:
Am späten Nachmittag des
7.März 1967 verlangt der ameri-
kanische Botschafter in Bern
dringend eine Unterredung mit
Bundesrat Willy Spühler, dem
Chef des Aussendepartements.
Es geht um Swetlana Allilujewa,
die damals 41-jährige Tochter
Stalins. Sie ist in einemHotel am
FlughafenRomgestrandet, nach-
dem die USA ihr in Indien ein
Visum ausgestellt hatten, sie aus
politischen Gründen aber nicht
einreisen lassen wollten. «Der
Zeitpunkt für den Empfang von
Frau Allilujewa-Stalin wäre sehr
ungelegen», erklärt der US-Bot-
schafterundverweist aufdieVer-
handlungenmitder Sowjetunion
übereinnuklearesProliferations-
verbot. Die Schweiz solle der
Stalin-Tochter Asyl gewähren.
Die Reise nach Indien war ihr
bewilligt worden, damit sie die
Asche ihres verstorbenen indi-
schen Lebenspartners in den
Ganges streuen konnte.

ImBundeshausbrichtHektik
aus. Im Politischen Departe-
ment,wiedasEDAdamalshiess,
jagen sich die Sitzungen. Auch
Justizminister Ludwig vonMoos
wird beigezogen. Am 10.März
beschliesst der Bundesrat, der
Stalin-Tochter unter drei Bedin-
gungen ein dreimonatiges Tou-
ristenvisumzuerteilen. Siemuss
auf ein Asylgesuch verzichten
undeinTouristenvisumbeantra-
gen. Sie soll sich jeglicher politi-
scher Tätigkeit enthalten. Und
die USA müssen sich verpflich-
ten, innerhalb von drei Monaten
dieWeiterreise zu organisieren.

Klandestine
Abreise inRom

Die Amerikaner lenken sofort
ein, doch kommt es in Rom zu
Komplikationen.DieBundespoli-
zei stimmt der sofortigen Über-

nahme der Stalin-Tochter zu
unterderVoraussetzung,dassein
Vertreter der Schweizer Bot-
schaft in Rom vor dem Abflug
persönlich die Visumsformalitä-
tenerledigenkann.Gegendieses
Treffen legt sichderUS-Geheim-
dienst CIA quer. «Das Zusam-
mentreffen findet mit entspre-
chend abenteuerlichen Sicher-
heitsmassnahmen abseits des
FlughafenswährendwenigerMi-
nuten imDunkeln statt», berich-
tet Antonino Janner, der als Sek-
tionschef des Aussendeparte-
ments vom Bundesrat mit der
BetreuungAllilujewasbeauftragt
wurde. Der Schweizer Mann in

Rom ist Botschaftssekretär Cor-
nelio Sommaruga, der spätere
IKRK-Präsident.

Statt am späten Abend des
10.März trifft die Stalin-Tochter
erst amanderenMorgenanBord
eines Charterflugzeugs in Genf-
Cointrin ein.ZumÄrgerdesAus-
sendepartements stehen die Re-
porter bereit, als Allilujewa dem
Flugzeug entsteigt. «Damit wird
dieEinreise indieSchweizpublik
und die diskrete Übernahme
durch die Bundespolizei unnötig
erschwert»,hält Janner in seinem
Bericht über den Aufenthalt der
Stalin-Tochter fest. Die Bezie-
hungen zur Presse sollten bis zu

ihrer Abreise sechsWochen spä-
ter gespannt bleiben.

Bundesratwill Sowjets
nichtbrüskieren

ImBundesratwerdenderweil die
politischen Implikationendisku-
tiert. Der «Maulkorb» für Swet-
lana lässt sichmitdemTouristen-
status eigentlich nicht vereinba-
ren. Soll man der Stalin-Tochter
zumindestKontakte zuVerlegern
erlauben, die Millionen für ihre
Memoirenanbieten?«Daswürde
sie beruhigen», sagt Spühler an
der Bundesratssitzung vom
17.März. «Aber es bleibt die Fra-
ge der sowjetischen Reaktion im

Falle einerPublikation.»FürNel-
loCelio, damalsChefdesMilitär-
departements, ist klar: «Unsere
Beziehungen zur UdSSR zählen
mehr als der Status von Frau
Allilujewa.» Nicht zur Sprache
kommt die «grosse Lösung», die
der Chefbeamte Janner in einem
Papier skizziert hat: die Asylge-
währung und die Befreiung von
jeglichenAuflagenfürdenFerien-
gast.ZurmöglichenReaktionder
Sowjetunion schreibt er: «Sicher
erführen die bilateralen Bezie-
hungeneine temporäreTrübung,
(...), aber dermoralischeGewinn
für die Schweiz wäre wohl im-
mens.» Unterdessen jagt die

WeltpressedieStalin-Tochter. Im
Berner Oberland, wo sie nach
ihrer Ankunft in einem Hotel in
Beatenberg einquartiert wurde,
bleibt Allilujewa gerade mal drei
Tage inkognito.Nacheinerpriva-
ten Unterkunft am Thunersee
geht es ins Exzerzitien-Heim in
St.Antoni FR und von dort ins
Kloster LaVisitation in Freiburg.

Methodender«Gangster-
Reporter»verurteilt

Am 17.März ruft der Bundesrat
die Journalisten dazu auf, ihre
Nachforschungen nach der Frau
einzustellen. AnderBundesrats-
sitzung hat der Chef des Volks-
wirtschaftsdepartements, Hans
Schaffner, zuvor gefordert, es
gelte, die «Menschenjagd» zu
verhindern.DieMethodendieser
«Gangster-Reporter» müssten
verurteilt werden. Bewegung in
die diplomatische Gratwande-
rungkommt inderKarwoche, als
die USA den Russland-Kenner
George F. Kennan zur Vermitt-
lung in die Schweiz schicken.
Man einigt sich über die Veröf-
fentlichung der Memoiren, ver-
zichtet aber weiterhin auf einen
Presseauftritt. Am21.April fliegt
Swetlana Allilujewa unter fal-
schem Namen unerkannt mit
einemKursflugzeugder Swissair
nachNewYork.Dort steht sieden
Medien Rede und Antwort. Was
bei der hiesigen Presse einen
bitteren Nachgeschmack hinter-
lässt. «Das hätte bei einer be-
wussterenInformationspolitik im
Bundeshaus nicht so sein müs-
sen», schrieb die NZZ. Swetlana
Allilujewa starb am 22.Novem-
ber 2011 in denUSA.

Hinweis
Die zitierten Dokumente sind auf
der Onlinedatenbank Dodis des
Forschungsprojekts Diplomati-
scheDokumente der Schweiz ein-
sehbar.

Swetlana Allilujewa, die Tochter Stalins, bei ihrer Ankunft in der Schweiz. Bild: AP (Genf, 11. März 1967)

DasGeschäftsmodell
des Kalifats bröckelt

München 2014 nahmder IS noch 1,9Milliarden
Dollar ein. Doch jetzt brechen die Einnahmen ein.

Der IS steht unter Druck. Er ver-
liert inSyrienund imIrakTerrito-
rienunddamitEinnahmequellen.
Seit 2014 sollen die Einnahmen
des IS ummehr als dieHälfte zu-
rückgegangen sein. Das geht aus
einer Studie des Internationalen
Zentrums für Radikalismusstu-
dien und der Wirtschaftsprü-
fungsfirmaErnst&Younghervor.

Der Untersuchung zufolge
sollen die IS-Einnahmen von bis
zu 1,9 Milliarden Dollar im Jahr
2014aufnochhöchstens870Mil-
lionenDollar imJahr2016gesun-
kensein.DiemeistenEinnahmen
des IS stammen aus Steuern, die
er in eroberten Gebieten erhebt.
Dochseit seinemHöhenflug2014
hatder IS imIraküber60Prozent
seines Territoriums verloren und
in Syrien etwa 30Prozent. Das
heisst, er kann weniger Steuern
einfordern. Ebenfalls infolge
militärischer Rückschläge ist die
zweitwichtigsteFinanzquelleein-

gebrochen. Der IS kontrolliert
auch deutlich weniger Öl- und
Gasquellen als noch vor drei Jah-
ren. Bei den Steuern macht der
Einbruch laut der Studie etwa
400MillionenDollar aus, imÖl-
geschäft sollen es bis zu 250Mil-
lionenDollar sein.OhneneueEr-
oberungen fallen auch die ein-
träglichenPlünderungenundder
Verkauf von antiken Schätzen
weg. Diese «Geschäfte» sollen
demISanfänglichbis zu1Milliar-
de Dollar eingebracht haben –
sindabernunebenfalls stark ein-
gebrochen.

Was die Autoren der Studie
bei ihren Recherchen nicht ge-
fundenhaben, sindHinweise auf
Zuwendungen anden IS aus ara-
bischenStaaten.VorallemSaudi-
ArabienunddasEmiratKatar se-
hen im IS längst einen gefährli-
chen Feind. Nicht aus religiöser
Einsicht, sondern aus Angst um
die eigeneMacht. (wb)

DasNato-Bekenntnis derUSA
Sicherheitskonferenz DieUSA undEuropa versprechen sich gegenseitig
Bündnistreue. «Wir bleiben an eurer Seite», sagt US-Vizepräsident Pence.

Gemeinsame Interessen und
gegenseitigeTreue,das istderTe-
nor:Ander 53.MünchnerSicher-
heitskonferenz ist seit Freitag
vor allem die transatlantische
Freundschaft beschworen wor-
den. Doch Konfliktpotenzial war
erkennbar füralle,diehörenwoll-
ten.DergesternmitSpannunger-
wartete Höhepunkt der Konfe-
renz, die Reden der deutschen
KanzlerinAngelaMerkelunddes
US-VizepräsidentenMikePence,
bestätigte dies. Pences Botschaft
an die Europäer: «Ich rede im
Auftrag von Präsident Trump:
Wir sind eure treuesten Verbün-
deten und bleiben dies auch –
vorausgesetzt ihr seidauchunse-
re treuestenVerbündeten.»

Die Nagelprobe, ob dem so
sei, sahenPenceundderUS-Ver-
teidigungsminister James Mattis
in München in einer simplen
Zahl: SinddieeuropäischenNato-
Partner bereit, ihren Verteidi-

gungshaushalt auf2Prozent ihres
Bruttoinlandproduktes zu erhö-
hen?DieseForderunghatteschon
dieRegierungBarackObamaser-
hoben – und sie führte 2014 zum
Nato-Beschluss, diese 2 Prozent
für die Sicherheit zum Ziel zu
erheben.VorausgesetztdieEuro-
päer folgten diesemZiel, blieben
alle US-Verpflichtungen gegen-
über derNato bestehen.

Europaserweiterter
Sicherheitsbegriff

Pence konkretisierte dies so: Ar-
tikel5 der Nato-Charta, die un-
bedingte Treue zum Bündnis im
Falle eines Angriffs gegen einen
Nato-Partner,bleibtbestehen, so-
langeauchArtikel3,dieVerpflich-
tungzurgemeinsamenFinanzie-
rung des Bündnisses, von den
europäischen Partnern respek-
tiert wird. Alles klar also? Gibt es
gar keine Differenzen? Mitnich-
ten. Differenzierungen kamen

ausschliesslichvondeutscher, re-
spektive europäischer Seite. For-
muliert von Verteidigungsminis-
terin Ursula von der Leyen und
Kanzlerin Merkel. Die Kanzlerin
erklärte sachlich: «Ich hoffe, es
gibt keine kleinliche Debatte zur
2-Prozent-Frage.» Laut einem
Bericht auf «Zeit Online» ent-
sprichtdieQuote inDeutschland
aktuell rund 1,2 Prozent.

Dabei baten weder von der
LeyennochMerkelumeinenRa-
batt. Beide formulierten jedoch
einen politischen Begriff von Si-
cherheit. Diese sei keine reinmi-
litärische Frage. Zur Sicherheit
gehörten ebenso Entwicklungs-
zusammenarbeit, Bildungsko-
operation und Investitionen in
eine wirtschaftliche Zusammen-
arbeit auf Augenhöhe, etwa mit
Afrika.UnddahabesichDeutsch-
landwenigvorzuwerfen, investie-
re mehr als 2Prozent in globale
Sicherheit.PenceundMattis spra-

chen ihrerseits vorallemüberdie
neuenglobalenGefahrenwiebei-
spielsweiseTerrorismusund rus-
sischeExpansionspolitik.

Merkel und von der Leyen
widersprachen nicht, beharrten
aber auch hier auf Differenzie-
rung. SprechendieUSARussland
faktisch nur noch als Gegner an,
siehtKanzlerinMerkel inMoskau
zwareinen«schwierigenPartner,
der aberunbedingt indie globale
Sicherheitsdebatte einbezogen
werdenmuss».Unmissverständ-
lich formulierte US-Vizepräsi-
dent Mike Pence: «Russland
muss für seine Politik gegenüber
derUkraine und seine Annexion
derKrimzurRechenschaft gezo-
gen werden. Und wir werden
Moskau zur Rechenschaft zie-
hen.»DerDrohung folgte jedoch
keinHinweisdarauf,wasdieUSA
konkret darunter verstehen.

Walter Brehm




